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An:

Cc:
Betreff:

Datum:
Anlagen:

Damm. Carina

"m.mustermann@Itg.hessen.de"; Schnier, Heike (HLT)

Zachow, Marian; Haupt, Volker; Hirth, Volker

AW: Anhorung des Ausschusses fir Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen im Hessischen Landtag zum
Thema Schieneninfrastrukturgesellschaftsgesetz

Montag, 27. Juni 2022 16:29:12

AW Anhéruna des Ausschusses fiir Wirtschaft Eneraie Verkehr und Wohnen im Hessischen Landtag zum
Thema Schieneninfrastrukturgesellschaftsgesetz.msq

Anschreiben AN.PDF

Teilnehmerliste.pdf

Hinweise zur Datenverarbeitung.pdf

08126.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren,

hier die

Stellungnahme des Landkreises Marburg-Biedenkopf:

Es ist ja durchaus lobenswert, wenn sich die Opposition im Landtag mit der
Bahninfrastruktur in Hessen beschéftigt und damit auch einen Beitrag zur 6ffentlichen
Debatte diesbezlglich leistet.

Der FDP-Gesetzesentwurf und die Uberlegungen zur Bildung einer
Schieneninfrastrukturgesellschaft sind leider sehr auf die Metropol-Region Frankfurt-
Rhein-Main fokussiert. Der landlich gepragte Raum Nord- und Mittelhessens wird
allenfalls am Rande erwahnt. Insbesondere angesichts der Heterogenitat der Verkehrs-
und Infrastruktur in den einzelnen Teilen Hessens stellt sich aber grundsatzlich die Frage,
ob Uberlegungen zu einer solchen Infrastruktur-Gesellschaft nicht viel eher entweder
projekt- oder auf regionale Teilrdume bezogen Sinn machen; also etwa spezifisch jeweils
fur Nord-, Mittel- und Osthessen. Es ist aus unserer Sicht kaum vorstellbar, dass es
zielfihrend waére, unter dem Dach einer landesweiten Gesellschaft gleichermalen
Infrastrukturmaflinahmen fir den Verdichtungsraum zu planen wie gleichzeitig
Reaktivierungen eher entlegener Nebenbahnen.

Vor der Frage einer Infrastrukturgesellschaft misste man aus hiesiger Sicht erst einmal in
einem landesweiten Fachplan ,Schiene Hessen-2030+" die Verhaltnisse insbesondere in
Bezug auf Bestandsnetze und -anlagen, die Bedarfe und die Defizite in der
Eisenbahninfrastruktur aufarbeiten und landespolitische Zielsetzungen im
bahnpolitischen Kontext entwickeln. Hierbei sollten die Sicherstellung gleichwertiger
Lebensverhéltnisse, die Umsetzung einer Verkehrswende im Rahmen des Klimaschutze,
die Schaffung zusatzlicher Kapazitdten und die Digitalisierung des Bahnverkehrs zentrale
Aspekte sein.

Andere Bundesldandern, wie z. B. Baden-Wirttemberg, Thiiringen, Sachsen u. a. haben
Uber solche Betrachtungen Korridore zur Reaktivierung stillgelegter Nebenbahnstrecken
entwickelt und lassen diese landesweit ganzheitlich untersuchen. In Hessen verweist das
Land auf den bestehende OPNV und die Zustandigkeit der Verbiinde und lokalen
Aufgabentrager. Siehe unsere Aktivitaten zur Salzbéde- bzw. Ohmtalbahn u. a.

Ein landespolitischer Gestaltungswille ist insoweit derzeit kaum erkennbar
(Fehlanzeige!).

Die groRen Infrastrukturplanungen des Bundes, wie z. B. ICE-Neubaustrecken Kirchheim-
Gerstungen, Gelnhausen-Mottgers, Frankfurt-Mannheim, Fernbahntunnel Frankfurt Hbf.
(tief) macht sich das Land allenfalls zu eigen. Der Ausbau des S-Bahn-Netzes um
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AW: Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen im Hessischen Landtag zum Thema Schieneninfrastrukturgesellschaftsgesetz

		From

		Haupt, Volker

		To

		Damm, Carina

		Cc

		Zachow, Marian; Fett, Barbara

		Recipients

		DammC@marburg-biedenkopf.de; ZachowM@marburg-biedenkopf.de; FettB@marburg-biedenkopf.de



Hallo Carina,



 



die übersandten Unterlagen haben wir –ebenso wie den zugrunde liegenden Gesetzesentwurf der FDP-Landtagsfraktion (siehe HLT-RS 465/2022) zur Kenntnis genommen.



 



Es ist ja durchaus lobenswert, wenn sich die Opposition im Landtag mit der Bahninfrastruktur in Hessen beschäftigt und damit auch einen Beitrag zur öffentlichen Debatte diesbezüglich leistet.



Der FDP-Gesetzesentwurf und die Überlegungen zur Bildung einer Schieneninfrastrukturgesellschaft sind leider sehr auf die Metropol-Region Frankfurt-Rhein-Main fokusiert. Der ländlich geprägte Raum Nord- und Mittelhessens wird allenfalls am Rande erwähnt.



 



Vor der Frage einer Infrastrukturgesellschaft müsste man aus hiesiger Sicht erst einmal in einem landesweiten Fachplan „Schiene Hessen-2030+“ die Verhältnisse insbesondere in Bezug auf Bestandsnetz und -anlagen, die Bedarfe und die Defizite in der Eisenbahninfrastruktur aufarbeiten und landespolitische Zielsetzungen im bahnpolitischen Kontext entwickeln. Hierbei sollten die Sicherstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse, die Umsetzung einer Verkehrswende im Rahmen des Klimaschutze, die Schaffung zusätzlicher Kapazitäten und die Digitalisierung des Bahnverkehrs zentrale Aspekte sein.



 



Andere Bundesländern, wie z. B. Baden-Württemberg, Thüringen, Sachsen u. a.  haben über solche Betrachtungen Korridore zur Reaktivierung stillgelegter Nebenbahnstrecken entwickelt und lassen diese landesweit ganzheitlich untersuchen. In Hessen verweist das Land auf das bestehende ÖPNV und die Zuständigkeit der Verbünde und lokalen Aufgabenträger. Siehe unsere Aktivitäten zur Salzböde- bzw. Ohmtalbahn u. a.



Ein landespolitischer Gestaltungswille ist insoweit derzeit kaum erkennbar (Fehlanzeige!). 



 



Die großen Infrastrukturplanungen des Bundes, wie z. B. ICE-Neubaustrecken Kirchheim-Gerstungen, Gelnhausen-Mottgers, Frankfurt-Mannheim, Fernbahntunnel Frankfurt Hbf (tief) macht sich das Land allenfalls zu eigen. Der  Ausbau des S-Bahn-Netzes um Frankfurt, wie z. B. die 4-Gleisigkeit bis Friedberg, die Regionaltangente West sind dann von Land mit getragene Projekte.



 



In einem entsprechenden Fachplan Schiene Hessen, der Bestandteil der Landesentwicklungsplanung nach dem HLPG sein könnte, müssten unseres Erachtens –in Abschichtung zum Bundesverkehrswegeplan, der Planungen des Deutschlandtaktes u. a. Planungen der Deutschen Bahn AG, eben die Entwicklung des hessischen Bahnnetzes für den Schienenpersonennah- und den –fernverkehr, aber auch Kapazitäten von Personen- und Güterbahnhöfen, zusätzliche Bahnhalte, Railports, Containerumschlaganlagen, Werkstätten u. a. Betriebsstandorte behandelt werden. Ebenso könnten die landespolitischen Zielsetzungen in Bezug auf Dekarbonisierung bzw. Elektrifizierung und Digitalisierung des Bahnverkehrs und damit des ÖPNV  entsprechend beschrieben werden.



 



In dieser Form könnten wir m. E. gegenüber dem HLT antworten.



 



Zu einer Teilnahme am Landtagsausschuss besteht von unserer Seite kein Bedarf.



 



Um weitere Abstimmung mit B I in der Sache wird gebeten.



 



VG Volker



 



 



 



Von: Damm, Carina 
Gesendet: Montag, 23. Mai 2022 18:05
An: Haupt, Volker <HauptV@marburg-biedenkopf.de>
Betreff: WG: Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen im Hessischen Landtag zum Thema Schieneninfrastrukturgesellschaftsgesetz



 



Hallo Volker,



 



nach vielem hin und her im Amt, hier dann jetzt an die richtige Stelle, mit der Bitte um weitere Veranlassung.



 



Viele Grüße



Carina



 



 



 



Carina Damm







Kommissarische Leitung Dezernatsbüro Erster Kreisbeigeordneter



Fachdienstleitung Kaufmännisches Gebäudemanagement



 



Landkreis Marburg-Biedenkopf



Fachbereich Schule und Gebäudemanagement



Im Lichtenholz 60, D-35043 Marburg



Telefon:



+49 6421 405-1335



Fax:



+49 6421 405-921335



E-Mail:



DammC@marburg-biedenkopf.de



Web:



www.marburg-biedenkopf.de



	www.facebook.com/landkreis.marburg.biedenkopf 



Informationen über die Verarbeitung personenbezogener Daten beim Kreis Marburg-Biedenkopf, Ihre Rechte und Ansprechpartner gemäß den Regelungen der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) finden Sie unter https://www.marburg-biedenkopf.de/datenschutz.php.
Diese E-Mail enthält vertrauliche und/oder rechtlich geschützte Informationen. Wenn Sie nicht der richtige Adressat sind, informieren Sie bitte sofort den Absender und vernichten Sie diese E-Mail. Das unerlaubte Kopieren sowie die unbefugte Weitergabe dieser E-Mail sind nicht gestattet.



+++ Wohnraum gesucht für Geflüchtete aus der Ukraine +++: Über die Wohnungsbörse des Landkreises können Interessierte Wohnraum melden: wohnraum-ukraine@marburg-biedenkopf.de oder telefonisch über 06421 405-7272 (Montag bis Freitag 8 bis 16 Uhr).
+++Coronavirus+++: In den Liegenschaften der Kreisverwaltung besteht die Pflicht zum Tragen einer medizinischen Maske (OP-Maske oder Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2). Persönlicher Kontakt zur Kreisverwaltung nur nach Terminvereinbarung. Aktuelle Informationen unter www.marburg-biedenkopf.de/corona



> Zur Online-Terminvereinbarung  für Leistungen der Kfz-Zulassungs- und Fahrerlaubnisbehörde



Versendet am 23.05.2022 um 18:05:21 Uhr  -  Anzahl der Anlagen:   -  Gesamt: 670,40 KB



 



 



Von: Putz, Nicolai Im Auftrag von Landkreis
Gesendet: Donnerstag, 12. Mai 2022 15:58
An: FB Ländlicher Raum <FBLAER@marburg-biedenkopf.de>
Betreff: WG: Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen im Hessischen Landtag zum Thema Schieneninfrastrukturgesellschaftsgesetz



 



 



 



Von: M.Eisert@ltg.hessen.de [mailto:M.Eisert@ltg.hessen.de] 
Gesendet: Donnerstag, 12. Mai 2022 15:12
An: M.Eisert@ltg.hessen.de
Cc: H.Schnier@ltg.hessen.de
Betreff: Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen im Hessischen Landtag zum Thema Schieneninfrastrukturgesellschaftsgesetz



 



Sehr geehrte Damen und Herren,



 



in der Anlage erhalten Sie die Einladung zu der o. g. Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen. 



 



Näheres entnehmen Sie bitte den beigefügten Dokumenten. Bitte senden Sie Ihre Antworten und Stellungnahmen an beide unten angegebenen E-Mail-Adressen.



 



Mit freundlichen Grüßen



Heike Schnier



 



Bereich Ausschussgeschäftsführung
Plenardokumentation



 







 



Schlossplatz 1-3



65183 Wiesbaden



Tel.: +49 611 350-347



Tel.: +49 611 350-344



Fax: +49 611 327 601-347



Fax: +49 611 327 601-344



E-Mail: h.schnier@ltg.hessen.de 



E-Mail: m.eisert@ltg.hessen.de



URL:  www.hessischer-landtag.de



 



         




Sicherheitshinweis für Kommunikationspartner:



 



Aktuell kommt es verstärkt zu schweren IT-Sicherheitsvorfällen, bei denen Schadsoftware unter Ausnutzung von Makrofunktionen alter MS-Office Dateiformate installiert wird. Die Hessische Landesverwaltung weist deshalb aus Sicherheitsgründen alle E-Mails, die Office-Dokumente im alten Format enthalten, ab. Dies betrifft insbesondere die Dateiformate *.doc, *.xls, *.ppt. PDF-Dokumente und Dokumente im aktuellen XML-Format (*.docx, *.xlsx, *.pptx, etc.) werden weiterhin zugestellt.
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DER VORSITZENDE E®3 HESSISCHER
DES AUSSCHUSSES FUR WIRTSCHAFT, — LANDTAG
ENERGIE, VERKEHR UND WOHNEN s
Per E-Mail
Empfanger siehe Liste der Anzuhdrenden

12. Mai 2022

Offentliche Anh6rung des Ausschusses fiir Wirtschaft, Energie, Ver-
kehr und Wohnen

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Ausschuss fur Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen des Hessi-
schen Landtags hat beschlossen, Sie zu dem

Gesetzentwurf

Fraktion der Freien Demokraten

Schnelle Schiene Hessen — Gesetz zur Grindung der Hessischen
Gesellschaft fur Schieneninfrastruktur (Hessisches Schieneninfra-
strukturgesellschaftsgesetz (HSchinfrastrGG))

— Drucks. 20/8126 —

schriftlich und mindlich anzuhéren. Daher lade ich Sie ein zur 6ffentlichen
mundlichen Anhérung am

Mittwoch, 29. Juni 2022, 14:00 Uhr,
Hessischer Landtag, Wiesbaden,
Raum 501 A (Eingang Grabenstral3e).

Fur eine baldige Mitteilung Uber Ihre Teilnahme oder die Benennung
eines entsandten Vertreters ware ich Ihnen dankbar.

Zur Vorbereitung der mindlichen Anhérung bitte ich Sie, uns vorab lhre
schriftliche Stellungnahme bis zum 20. Juni 2022, mdéglichst per E-Mail,
zukommen zu lassen an h.schnier@ltg.hessen.de und m.eisert@ltg.hes-
sen.de.

Bei der mundlichen Anhérung erhalten Sie und die anderen Anzuhéren-
den Gelegenheit, in einem kurzen Statement von ca. 5 Minuten das We-
sentliche Ihrer schriftlichen Stellungnahme zu erlautern und anschlie3end
auf Fragen von Abgeordneten zu antworten.

Schlossplatz 1-3 Telefon: 0611 350-347 E-Mail: h.schnier@ltg.hessen.de
P 0611 350-344 m.eisert@ltg.hessen.de
65183 Wiesbaden Telefax: 06T 327 601-347 www.hessischer-landtag.de

0611 327 601-344



http://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/6/08126.pdf
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Ich gehe davon aus, dass Sie mit der Weitergabe lhrer Stellungnahme
und des Stenografischen Berichts der Anhérung an die interessierte Of-
fentlichkeit im Rahmen der Dokumentation einverstanden sind. Ferner ist
beabsichtigt, Gber die Website des Hessischen Landtags samtliche ein-
gegangene Stellungnahmen sowie den Stenografischen Bericht der An-
horung zu verdoffentlichen.

Daruber hinaus mache ich darauf aufmerksam, dass nach § 93 Abs. 3
Satz 1 der Geschaftsordnung des Hessischen Landtags ein Kostenersatz
nicht moglich ist.

Uber die zum Zeitpunkt der Anhorung im Landtag geltenden Corona-
Regeln werden Sie kurzfristig vor der Anhérung per Mail informiert.

Fur Rickfragen stehen lhnen Frau Heike Schnier (h.schnier@ltg.hes-
sen.de, Tel.: 0611 350-347) und Frau Martina Eisert (m.eisert@ltg.hes-
sen.de, Tel.: 0611 350-344) zur Verfligung.

Mit freundlichen GriRRen

Dr. Stefan Naas

F.d. R.

gez.

Heike Schnier
Geschaftsfuhrerin

Anlagen

Gesetzentwurf Drucks. 20/8126
Liste der Anzuhdrenden
Hinweise zur Datenverarbeitung
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Liste der Anzuhérenden im WVA zu GE 20/8126 — HSchinfrastrGG) — am 29.06.2022

Institution

Name

Kommunale Spitzenverbénde

Hessischer Landkreistag
Wiesbaden

Hessischer Stadte- und Gemeindebund
Mihlheim am Main

Hessischer Stadtetag
Wiesbaden

Sachverstandige

Dr. Georg Speck

HFK Rechtsanwalte PartGmbB

Rechtsanwalt

Dr. Johannes M. Jager
oder

Rechtsanwalt

Dr. Jorg Stoye

Weitere Anzuhérende (alphabetisch)

Bund fir Umwelt- und Naturschutz Deutschland Landesverband
Hessen e. V. (BUND)

Frankfurt

Geschaftsfuhrer
Michael Rothkegel

Biindnis Bahn fir Alle
Berlin

Deutsche Bahn AG
Frankfurt

Konzernbevollméchtigter fir das Land Hessen
Dr. Klaus Vornhusen

DGB Bezirk Hessen-Thiringen
Frankfurt

Bezirksvorsitzender
Michael Rudolph

Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG)
Berlin

Geschaftsfuhrer
Alexander Beichel

Hessen Mobil - Stral3en- und Verkehrsmanagement Prasident
Wiesbaden Heiko Durth
Hessische Landesbahn GmbH Geschaéftsfuhrer

Frankfurt

Veit Salzmann

Hessischer Industrie- und Handelskammertag (HIHK) e. V.
Wiesbaden

Hochtaunuskreis Landrat
Bad Homburg Ulrich Krebs
House of Logistics and Mobility GmbH (HOLM) Geschaéftsfuhrer

Frankfurt

Michael Kadow

Stand: 12.05.2022






Institution

Name

LAG OPNV Hessen

Vorsitzender

Frankfurt Prof. Dr. Tom Reinhold
Lahn-Dill-Kreis Landrat
Wetzlar Wolfgang Schuster

Landeshauptstadt Wiesbaden
Wiesbaden

Oberbirgermeister
Gert-Uwe Mende

Landkreis Bergstrae
Heppenheim

Landrat
Christian W. Engelhardt

Landkreis Darmstadt-Dieburg

Landrat

Darmstadt Klaus Peter Schellhaas
Landkreis Fulda Landrat

Fulda Bernd Woide
Landkreis Giel3en Landratin

Giel3en Anita Schneider
Landkreis GroR-Gerau Landrat
GroR-Gerau Thomas Will
Landkreis Hersfeld-Rotenburg Landrat

Bad Hersfeld

Torsten Warnecke

Landkreis Kassel
Kassel

Landrat
Andreas Siebert

Landkreis Limburg-Weilburg
Limburg

Landrat
Michael Kdberle

Landkreis Marburg-Biedenkopf
Landratin / Landrat
Marburg

Landkreis Offenbach
Dietzenbach

Landrat
Oliver Quilling

Lumbdatalbahn e. V.

Manfred Lotz / Kerstin Lotz

Main-Kinzig-Kreis

Landrat
Thorsten Stolz

Main-Taunus-Kreis
Hofheim

Landrat
Michael Cyriax

NABU Deutschland e. V. — Landesverband Hessen
Obertshausen

Vorsitzender des Verbandsrates
Jorg Nitsch

Nordhessischer Verkehrsverbund NVV
Kassel

Geschaftsfuhrer
Steffen Miller

Odenwaldbahninitiative

Uwe Schuchmann

Odenwaldkreis

Landrat
Frank Matiaske






Institution

Name

PRO BAHN - Landesverband Hessen e. V.
Lollar

Landesvorsitzender
Thomas Kraft

Pro Bahn & Bus e. V.
Lauterbach

Regionalverband FrankfurtRheinMain - K.6.d.R. -

Verbandsdirektor

Frankfurt Thomas Horn
Rheingau-Taunus-Kreises Kreisverwaltung Landrat

Bad Schwalbach Frank Kilian
Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH Geschaftsfuhrer

Hofheim am Taunus

Prof. Knut Ringat

RTW Planungsgesellschaft
Frankfurt

Geschaftsfuhrer
Horst Amann

Schwalm-Eder-Kreis
Homberg

Landrat
Winfried Becker

Landkreis Waldeck-Frankenberg
Korbach

Landrat
Jurgen van der Horst

Stadt Darmstadt
Darmstadt

Oberbiirgermeister
Jochen Partsch

Stadt Frankfurt
Frankfurt

Oberbirgermeister
Peter Feldmann

Stadt Kassel Magistrat/Rathaus
Kassel

Oberbirgermeister
Christian Geselle

Stadt Offenbach am Main
Offenbach

Oberburgermeister
Dr. Felix Schwenke

VCD Hessene. V.
Kassel

Politischer Geschéftsfiihrer

Heiko Nickel

Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV)
Landesgruppe Hessen

Frankfurt

Geschaftsfuhrer
Bernhard Gassl

Vereinigung der hessischen Unternehmerverbéande e. V. (VhU)
Landesgeschéftsstelle

Frankfurt am Main

Hauptgeschéaftsfuhrer
Dirk Pollert

Vereinigung Liberaler Kommunalpolitiker (VLK)
Landesverband Hessen

Wiesbaden

Michael Schiiler

Verkehrsverbund Rhein-Neckar GmbH (VRN)
Geschéftsfihrung

Mannheim

Vogelsbergkreis
Lauterbach

Landrat
Manfred Gorig

Werra-Meil3ner-Kreis
Eschwege

Landréatin
Nicole Rathgeber

Wetteraukreis
Friedberg (Hessen)

Landrat
Jan Weckler







Hinweise fiir Anzuhdrende beim Hessischen Landtag
zur Datenverarbeitung nach Art. 13 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO)

Diese Hinweise zur Datenverarbeitung informieren Sie Uber die Erhebung und Verarbeitung lhrer
personenbezogenen Daten durch den Hessischen Landtag. Damit werden Sie Uber lhre Rechte
informiert und aullerdem in die Lage versetzt, informiert Uber den Umgang mit lhren
personenbezogenen Daten zu entscheiden.

1. Verantwortlichkeit

Verantwortlich fiir die Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten ist der Hessische Landtag, den
Sie unter folgenden Kontaktdaten erreichen kénnen: Hessischer Landtag, Schlossplatz 1 — 3, 65183
Wiesbaden, Telefon: 0611/350-0, E-Mail: poststelle@ltg.hessen.de. Die  behdrdliche
Datenschutzbeauftragte erreichen Sie unter der oben genannten Postadresse mit dem Zusatz ,Die
behordliche Datenschutzbeauftragte” sowie unter der E-Mail-Adresse: datenschutz@Itg.hessen.de.

2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung

Ihre Daten einschlieBlich Ihrer Kommunikationsdaten (Name, Adresse, Telefonnummer, E-Mail-
Adresse) verarbeiten wir, um mit lhnen in Kontakt treten zu kénnen sowie um Aufgaben des
Hessischen Landtags zu erfiillen, die im 6ffentlichen Interesse liegen (Art. 6 Abs. 1 Satz 1 e) DS-GVO in
Verbindung mit § 93 der Geschéftsordnung des Hessischen Landtags).

3. Dauer der Datenspeicherung

Wir speichern lhre Daten aufgrund bestehender Nachweis- und Aufbewahrungspflichten, die sich
insbesondere aus dem Erlass zur Aktenflihrung in den Dienststellen des Landes Hessen ergeben.
Nach Ablauf der festgelegten Fristen I6schen wir Ihre Daten; es sei denn, die Aufbewahrung ist fur
den oben genannten Zweck weiterhin erforderlich.

4. lhre Rechte

Sie kdnnen unter der oben genannten Adresse Auskunft (Art. 15 DS-GVO) lber die zu lhrer Person
gespeicherten Daten sowie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung (Art. 16 DS-GVO)
oder die Loschung (Art. 17 DS-GVO) Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf
Einschriankung der Verarbeitung (Art. 18 DS-GVO) lhrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe
(Art. 20 DS-GVO) der von lhnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, géngigen und
maschinenlesbaren Format zustehen. Sie haben ferner das Recht, aus Griinden, die sich aus lhrer
besonderen Situation ergeben, rechtmafigen und auf gesetzlicher Grundlage erforderlichen
Datenverarbeitungen zu widersprechen (Art. 21 DS-GVO). Das Widerspruchsrecht besteht nicht,
soweit an der Verarbeitung ein zwingendes offentliches Interesse besteht, welches |hre Interessen
Uberwiegt, oder eine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet. Dariiber hinaus haben Sie die
Moglichkeit, sich an eine Datenschutzaufsichtsbehérde zu wenden. Die fiir uns zustandige Behorde
ist: Der Hessische Beauftragte fir Datenschutz und Informationsfreiheit, Gustav-Stresemann-Ring 1,
65189 Wiesbaden, Tel. 0611/1408-0.

Allgemeinde Hinweise zum Datenschutz finden Sie auf der Website des Hessischen Beauftragten fir
Datenschutz und Informationsfreiheit (www.datenschutz.hessen.de)

(Stand 25.01.2019)
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Gesetzentwurf

Fraktion der Freien Demokraten

Schnelle Schiene Hessen — Gesetz zur Griindung der Hessischen Gesellschaft
fiir Schieneninfrastruktur (Hessisches Schieneninfrastrukturgesellschaftsgesetz
(HSchInfrastrGG))

HESSISCHER LANDTAG

Problem

In groBen Teilen Hessens ist die Schieneninfrastruktur in den letzten Jahrzehnten nicht oder
nur geringfiigig ausgebaut worden. Insbesondere im Ballungsraum Rhein-Main, aber auch
in der Region Kassel blieb das Wachstum der Schiene hinter dem allgemeinen Wachstum
zuriick. Das Wirtschaftsministerium hat in der Beantwortung des Berichtsantrags DS 20/5438
zur Industriepolitik der Landesregierung konstatiert, dass seit 2015 nur ca. 31 km der Kur-
hessenbahn von Korbach nach Frankenberg reaktiviert und nur 4 km der Strecke zu den
Gateway-Gardens neu gebaut wurden. Dieses allgemeine Defizit an ausgebauter und neuer
Schieneninfrastruktur hemmt die Entwicklung des Landes. Dies erschwert die Entstehung
neuer Baugebiete in den Ballungsriumen, hindert das weitere Wachstum des Offentlicher
Personennahverkehr (OPNV) und steht der weiteren Erschiefung des Landes und damit
Freiheit, Fortschritt, Wachstum und Wohlstand im Wege.

Rechtlich ist der Bund nach Art. 87e Abs. 4 GG grundsitzlich fiir den Bau der Schiene,
d.h. die Eisenbahninfrastruktur zustindig. Daneben sind regionale und kommunale Tréiger
fiir den offentlichen Personennahverkehr gemdB Personenbeforderungsgesetz zustin-
dig. Hierzu zdhlen Strafenbahnen, deren Einsatzbereich das PBefG regelt, denen aber ge-
rade in Ballungsrdumen dort eine groBere Bedeutung zukommen wird, wo eine Eisenbahn
iiberdimensioniert wire oder ohne Umstieg das Stadtinnere erreicht werden soll.

Der Bund hat mit dem Projekt "Deutschlandtakt" und dem Ausbau vieler IC- und ICE-
Strecken grofte Herausforderung und Aufgaben vor der Brust. Bei allem guten Willen und
Konnen der neuen Bundesregierung wird die finanzielle und personelle Kapazitit zum
Ausbau von regionaler Schieneninfrastruktur der DB Netz AG und iiber das Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz auch von Schienenstrecken der Nichtbundeseigenen Eisenbahnen
und von kommunalen Strafenbahnen in Zukunft nicht ausreichen, um alle notwendigen
Projekte stemmen zu konnen. Dies gilt unbeschadet aktueller, vom Bundesrechnungshof
angestoBener Diskussionen iiber eine Neuordnung der Fmanmerung des in der Verantwor-
tung der Linder liegenden OPNV.

Vor diesem Hintergrund sind das Land und die Kommunen gefordert regionale Schienen-
projekte selbst in die Hand zu nehmen. Dabei besteht fiir die Kommunen jedoch ein wei-
teres Problem: Infrastrukturprojekte im Bereich Schieneninfrastruktur und OPNV bediir-
fen immer einer umfangreichen Planung. Sie gestaltet sich oft schwierig. Der Weg von
der Entscheidung fiir ein Projekt zu dessen Bau dauert oft mehrere Jahre, verschiedene
Projekte iiberlappen sich zeitlich oder bauen aufeinander auf. Selbst leistungsfihige Kom-
munen oder Kreise sind oftmals nicht in der Lage die Expertise bereitzustellen, die fiir die
Planung und Umsetzung eines Projekts notwendig ist. Oft iiberschreiten Projekte auch die
kommunalen Grenzen. Und obwohl insbesondere von den Kommunen Planungs- und Pro-
jektsteuerungsleistungen, wie auch die Bauleistungen ausgeschrieben werden kdnnen, um
von dem Know-how des Marktes partizipieren und die (mittelstindische) Wirtschaft zu
fordern, kann ein Infrastrukturprojekt ab einer bestimmten GroBe erfolgreich sein, wenn
der Vorhabentrager bzw. der Bauherr selbst die Kompetenzen fiir die Steuerung aufbaut
und vorhilt. So werden aktuell in Hessen dringend erforderliche OPNV-Vorhaben nicht
oder nur zdgerlich realisiert, weil den kommunalen Trigern bzw. Vorhabentrigern und
Bauherren die Kompetenz oder Kapazitit fehlt.

Die Kommunen in der Region Frankfurt/Rhein-Main und der RMV haben dieses Dilemma
bereits vor Jahren erkannt. Sie haben mit der Planung und jetzt auch Bau der Regional-
tangente West jedoch einen Ausweg gefunden. Die dazu gegriindete RTW GmbH hat es
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geschafft, eine schnelle und effektivere Planung aller an der RTW beteiligten Partner zu
erreichen. Durch diese regionale Gesellschaft, getragen durch die beteiligten Gebietskor-
perschaften der Region (Stadt Frankfurt am Main, Hochtaunuskreis, Stadt Bad Homburg
v.d. Hohe, Kreis Offenbach, Main-Taunus-Kreis, Stadt Bad Soden, Stadt Schwal-
bach, Stadt Eschborn, Stadt Neu-Isenburg, Gemeinde Sulzbach), sowie durch das Land
Hessen und die Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH wurde eine Struktur geschaffen, die
nach 10 Jahren einen Planfeststellungsbeschluss erwirkt hat und nun in Umsetzung, d.h.
den Bau der Strecke eintritt.

Die Regionaltangente West wird nach Fertigstellung Bad Homburg mit Neu-Isenburg-Bir-
kengewann und das Nordwest-Zentrum bzw. Bad Soden mit Dreieich-Buchschlag verbin-
den. Sie ist ca. 50 km lang und so ab dem Jahre 2027/28 20 Millionen Fahrgiste jahr-
lich befordern. Sie stellt derzeit eines der groften Infrastrukturprojekte in der Region dar.
In neu zu bauenden Abschnitten wird die Regionaltangente West auf der Grundlage des
PBefG als Stadtbahn geplant und gebaut. In Bereichen in denen Ausbau und Ergdnzung
der bestehenden Bahninfrastruktur dominiert, werden auch grofere Abschnitte als Nicht-
bundeseigene Eisenbahn realisiert. Spiter, bei Betrieb, werden diese Unterschiede in Pla-
nung und Genehmigung fiir den Fahrgast keine Rolle spielen. Die Fahrzeuge sind sowohl
Eisenbahn- als auch Stadtbahnfahrzeuge. Sie werden auf Schienen der DB Netz AG (nach
EBO), auf Eisenbahnschienen der RTW (nach EBO) und auf StraBenbahnschienen der
RTW (nach BO Strab) fahren.

Dieses positive Beispiel soll nun auch auf andere dringend notwendige Schieneninfrastruk-
turprojekte in ganz Hessen iibertragen werden. So wiirde sich z.B. auch der Bau einer
Regionaltangente Ost und einer Regionaltangente Siid anbieten, um endlich einen Schnell-
bahnring um Frankfurt zu legen und dieses seit rund 140 Jahren bestehende Manko der
verkehrlichen ErschlieBung eines Ballungsraumes mit 3,5 Mio. Menschen zu beseitigen.
Aber auch andere Hessische Regionen konnen durch dieses System profitieren.

Die RTW-Gesellschaft verfiigt heute nicht nur iiber eine erfahrene, praxiserprobte Ge-
schéftsfithrung, sondern auch iiber hervorragend geeignetes Personal um zusétzliche Pro-
jekte anzugehen. Bereits jetzt ist die RTW iiber ihren urspriinglichen Griindungszweck
hinaus fiir die StraBenbahn in Darmstadt-Dieburg titig und mit der Planung der Verldnge-
rung der StraBenbahnlinie 11 in Frankfurt-Ho6chst, sowie U2 in Bad Homburg und mit der
kommunalen StraBenplanung in Neu-Isenburg beauftragt.

Losung

Durch ein Hessisches Infrastrukturgesellschaftsgesetz "Schnelle Schiene Hessen" wird die
Griindung einer Gesellschaft fiir Schieneninfrastruktur in die Tat umgesetzt. Diese wird
privatrechtlich organisiert und kann im Sinne der Aufgabentriger die Planung, die Aus-
fithrung, den Betrieb, die Erhaltung und die Finanzierung von Infrastrukturprojekten aus-
fithren. Die Hessischen Schieneninfrastrukturgesellschaft versteht sich als Fortfithrung und
Ausweitung der RTW-Gesellschaft und ihrer positiven Erfahrungen und Erfolge. Exper-
tise, Geschéftsfithrung und Personal konnten dadurch in die zu griindende Gesellschaft
eingebracht werden. Hierzu soll eine Gesellschaftsstruktur geschaffen werden, die mit-
tels Tochtergesellschaften eine schnelle und arbeitsfahige Gesellschaft fiir ein zu bearbei-
tendes Projekt autbaut. Auch hier ist die RTW GmbH als erfolgreiches Modell zu nennen.

Mit der neu gegriindeten Hessischen Schieneninfrastrukturgesellschaft sollen die Planun-
gen, der Bau und der Betrieb neuer Schieneninfrastruktur beschleunigt und verstetigt wer-
den. Das Land soll Teil der Losung und nicht Teil des Problems sein und ist deshalb von
Anfang an Teil der Gesellschafterstruktur. Die neue Gesellschaft versteht sich als Fort-
fithrung und Weiterentwicklung der RTW-Gesellschaft und ihrer positiven Erfahrungen.
Das Land unterstiitzt diese Gesellschaft als Mehrheitsgesellschafter und trigt damit zu-
kiinftig eine noch groBere Verantwortung fiir den Ausbau von Schieneninfrastruktur in
Hessen.

Befristung

Keine.

Alternativen

Keine.

Finanzielle Auswirkungen

Die zu erwartenden Kosten betragen die jeweiligen Projektkosten, die im Zuge von Schie-
neninfrastrukturprojekten generell zu erwarten sind. Durch die im Gesetz vorgesehe-
nen Finanzplanung ist grundsitzlich nicht mit unerwarteten Kosten zu rechnen.





Hessischer Landtag - 20. Wahlperiode - Drucksache 20/8126

Der Landtag wolle das folgende Gesetz beschlieBen:

Schnelle Schiene Hessen - Gesetz zur Griindung der
Hessischen Gesellschaft fiir Schieneninfrastruktur Gesetz
(Hessisches Schieneninfrastrukturgesellschaftsgesetz (HSchInfrastrGG))

Vom

Artikel 1
§1

Zielsetzung

(1) Ziel dieses Gesetzes ist die Zusammenfithrung verschiedener Aufgabenfelder hessischer
Schieneninfrastrukturprojekte in einer Gesellschaft. Dabei soll den besonderen Herausforderun-
gen einer immer mobiler werdenden Gesellschaft Rechnung getragen werden.

(2) Hessens Schieneninfrastruktur soll durch die Arbeit, der mit diesem Gesetz gegriindeten Ge-
sellschaft, schneller und effektiver ausgebaut und effizienter unterhalten werden. Die steigende
Verkehrslast soll dabei auch auf eine gut ausgebaute Schieneninfrastruktur verlagert werden kén-
nen.

. §2
Ubertragung von Aufgaben

(1) Das fiir Verkehr zustidndige Ministerium {ibertragt die Aufgaben der Planung, der Ausfiih-
rung, den Betrieb, die Erhaltung und die Finanzierung von landeseigenen Schienenverkehrsinfra-
strukturprojekten einer zu griindenden Gesellschaft privaten Rechts.

(2) Die Gesellschaft steht in unvermittelbaren Mehrheitseigentum des Landes (51 Prozent). Die
iibrigen Anteile werden zu gleichen Teilen an den Rhein-Main-Verkehrsbund GmbH (7 Prozent),
den Nordhessischen Verkehrsbund GmbH (7 Prozent), die Hessische Landesbahn GmbH (7 Pro-
zent), Hessen Mobil (7 Prozent), die zum Inkrafttreten des Gesetzes bestehenden fiinf kreisfreien
hessischen Stadte (7 Prozent), die zum Inkrafttreten des Gesetzes bestehenden sieben Sondersta-
tusstidte (7 Prozent) und die zum Inkrafttreten des Gesetzes bestehenden 21 hessischen Land-
kreise (7 Prozent) aufgeteilt. Eine Ubertragung von Schulden des Landes oder von Dritten auf
die Gesellschaft erfolgt nicht.

§3
Errichtung der Gesellschaft
(1) Die Gesellschaft fiir Schieneninfrastruktur wird in der Rechtsform einer Gesellschaft mit be-
schrinkter Haftung als Holding-Gesellschaft gegriindet. Ein Aufsichtsrat ist zu bilden. Im Auf-

sichtsrat sind Vertreter der Eigentiimer, des Haushaltsausschusses und des Wirtschaftsausschusses
des Landtags vertreten.

(2) Nach der erfolgten Griindung der Gesellschaft weist das Land der Gesellschaft die Finanzmit-
tel zu. Diese miissen der Gesellschaft ermdglichen, die ihr zugewiesenen Aufgaben zur erfiillen
und den Betrieb der Gesellschaft sicherzustellen.

(3) Eine Anderung des Gesellschaftsvertrags bedarf der Zustimmung des Landtags.
§4
Vertretung des Landes in der Gesellschafterversammlung

In der Gesellschafterversammlung der Gesellschaft wird das Land durch den fiir Verkehr zustin-
digen Staatsminister vertreten.

§5
Sitz der Gesellschaft
Der Sitz der Gesellschaft ist unveranderlich in Wiesbaden.
§6
Tochtergesellschaften

(1) Die Gesellschaft kann bedarfsgerecht Tochtergesellschaften einrichten. Bei den Tochtergesell-
schaften handelt es sich um Projektgesellschaften. Diese muss im Mehrheitseigentum der Mutter-
gesellschaft stehen. Die Beteiligung Dritter ist nur fiir betroffener Gesellschafter der Mutterge-
sellschaft moglich.

(2) Uber die Griindung von Tochtergesellschaften entscheidet die Gesellschafterversammlung.
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(3) Das Tiatigkeitsfeld der Tochtergesellschaften kann bei Zustimmung der Betroffenen um lan-
deseigene Aufgaben, bzw. um Aufgaben der Kommunen, wie den Bau von iiberregionalen und
regionalen Fahrradwegen, erweitert werden, sofern diese in direktem Zusammenhang mit dem
jeweiligen Schieneninfrastruktur Projekt stehen.

§7
Gegenstand und Aufgaben

(1) Der Gesellschaft werden mit Griindung die Aufgaben der Planung, der Ausfiihrung, des Be-
triebs, der Erhaltung und der Finanzierung von landeseigenen Schienenverkehrsinfrastrukturpro-
jekten iibertragen.

(2) Die Gesellschaft kann sich zur Erfiillung ihrer Aufgaben Dritter bedienen. Das Ubertragen
der Aufgaben an Dritte ist ausgeschlossen.

§8
Finanzplanung

(1) Die Gesellschaft erstellt einen Finanzierungs- und Realisierungsplan iiber alle der Gesellschaft
bei Wahrnehmung der Aufgaben nach § 6 entstehenden Ausgaben fiir einen Zeitraum von regel-
méaBig jeweils fiinf Jahren. Der Finanzierungs- und Realisierungsplan bedarf der Zustimmung der
fiir Haushalt und Verkehr zustdndigen Ausschiisse des Landtags.

(2) Die Gesellschaft erstellt jahrlich einen Investitionsbericht zum Sach- und Kostenstand der Pro-
jekte, die Gegenstand des jeweils geltenden Finanzierungs- und Realisierungsplans nach Abs. 1
sind, sowie zum Zustand des Landesschienennetzes und dem daraus folgenden mittelfristigen
Ausgabenrahmen sowie den fiir sie damit verbundenen Tétigkeitsfeldern. Der Bericht wird den
fiir Haushalt und Verkehr zustdndigen Ausschiissen des Landtags vorgelegt.

(3) Fiir Tochtergesellschaften der Gesellschaft gelten Abs. 1 und 2 entsprechend.
. §9
Ubergangsregelung

Die durch das fiir Verkehr zustidndige Ministerium an die Gesellschaft zu iibertragenen Aufgaben
konnen im Einzelfall bis zu einem Jahr nach deren Griindung durch das fiir Verkehr zustindige
Ministerium ausgefiihrt werden.

Artikel 2

Das Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeines

Zur Verbesserung des schienengebundenen Verkehrs, ist der Ausbau und der Neubau von Eisen-
bahninfrastruktur dringend erforderlich, insbesondere sind neue Planungs- und Bauprozesse an-
zustoBen und zu beschleunigen. Derartige Infrastrukturplanungen sind iiberall dort geboten, wo
sie eine ergdnzende Funktion zum Netz der Deutschen Bahn erfiillen konnen. Das gleiche gilt fiir
die Wiederherstellung nicht mehr genutzter Schienenstrecken bzw. Ausbau- und Verbesserungs-
mafBnahmen.

Die Infrastrukturplanungen sollen einen umweltfreundlichen Verkehr ermdglichen und sicherstel-
len. Durch das vorliegende Gesetz kann die neu gebildete Gesellschaft gemeinsam mit den lokalen
und regionalen fiir den OPNV zustindigen Aufgabentriger gemeinsame Planungsgesellschaften
(Tochtergesellschaften) zum Zwecke der Planung und zum Bau von wichtigen lokalen und regio-
nalen Erginzungsstrecken bilden und diese Gesellschaften mit den jeweiligen Befugnissen der
Gesellschafter zur Durchfiihrung der Planung beleihen. Hinsichtlich der Planungen nimmt die
Gesellschaft die Aufgaben der Aufgabentriger wahr.

Die Erfahrungen mit der RTW GmbH zeigen, dass Planungen in einer ausgelagerten Gesellschaft
des Landes erfolgreich verschiedene Zustindigkeiten und Rechtsgrundlagen von Streckenab-
schnitten zusammengefiihrt werden kdnnen. Dem wird durch die bereits erfolgte Ausweitung der
Tatigkeitsfelder der RTW GmbH Rechnung getragen. Die RTW GmbH kann daher nicht nur als
Vorbild, sondern unter besonderen Voraussetzungen auch als Startpunkt der neu zu griindenden
Landesgesellschaft dienen.

B Zu den einzelnen Vorschriften

Zu§l

§ 1 beschreibt die Zielsetzung dieses Gesetzes. Als iibergreifende Schieneninfrastrukturgesell-
schaft soll die durch dieses Gesetz zu griindende Gesellschaft alle an Schienenprojekten beteilig-
ten Partner zusammenbringen, um so Kosten und vor allem aber auch Zeit zu sparen.

Zu§?2

Abs. 1 regelt die Aufgabenstruktur der Gesellschaft und iibertragt diese Aufgaben offiziell vom
bisher zustindigen Ministerium. Klarzustellen ist, dass seitens der kommunalen Aufgabentriger
Schieneninfrastrukturprojekte von den Kommunen finanziell zu tragen sind.

Abs. 2 regelt die Eigentumsverhéltnisse der Gesellschaft, wobei beim Land die Mehrheitsanteile
der Gesellschaft verbleiben. Die weiteren Partner werden anteilsmiBig gleichberechtigt behandelt,
wobei die 5 kreisfreien Hessischen Stadte und die 21 Hessischen Landkreise als jeweils ein An-
teilspartner gewertet werden. Dieser Anteil wird dementsprechend unter den jeweiligen Partnern
aufgeteilt.

Zu§3

Abs. 1 regelt die Rechtsform der Gesellschaft. Auch wird die Besetzung des zu bildenden Auf-
sichtsrats geregelt.

Abs. 2 regelt die Finanzierung der Gesellschaft durch das Land.
Abs. 3 regelt das Verfahren zur Anderung des Gesellschaftervertrags.

Zu § 4
§ 4 regelt die Vertretung des Landes in der Gesellschafterversammlung der Gesellschaft.

Zu§s
§ 5 regelt den Sitz der Gesellschaft. Dies soll die Landeshauptstadt Wiesbaden sein.

Zu g o

Abs. 1 verschafft der Gesellschaft die Moglichkeit, Tochtergesellschaften zu griinden. Diese miis-
sen im Mehrheitseigentum des Muttergesellschaft stehen, sodass auch die bisherige Struktur der
erfolgreichen RTW-Gesellschaft als Tochtergesellschaft abgebildet werden kann. Die zweckge-
bundene Tochtergesellschaften konzentrieren sich auf einzelne Projekte mit den betroffenen Part-
nern in den Kommunen und Landkreisen, die einen direkten Bezug zu dem Projekt haben.

Abs. 2 regelt das Verfahren bei Griindung von Tochtergesellschaften.

Abs. 3 schafft die Mdglichkeit, dass die projektbezogenen Tochtergesellschaften auch die Zustin-
digkeit fiir weitere verkehrsbezogene Projekte im direkten Bezug zum jeweiligen Schieneninfra-
strukturprojekt - insbesondere den Bau von Radwegen - erhalten konnen, solange deren Umset-
zung eine landeseigene Aufgabe ist oder im Aufgabenbereich der betroffenen Kommunen liegt.
Eine Zustimmung zur Ubertragung dieser Aufgaben ist dabei notwendig.
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Zu §7
Abs. 1 regelt das Aufgabenprofil der Gesellschaft.

Abs. 2 rdumt der Gesellschaft die Moglichkeit ein, fiir die Erfiillung dieser Aufgaben auf Dritte
zuriickgreifen zu konnen, ohne dass diesen dabei die Aufgaben als solche iibertragen werden
konnen. Dritte diirfen nur bei der Erfiillung dieser Aufgaben unterstiitzend wirken.

Zu § 8

Abs. 1 regelt die Finanzplanung der Gesellschaft. Dadurch haben die im Landtag zustindigen
Ausschiisse eine bessere Planungsmdglichkeit iiber die finanziellen Aufwendungen der Gesell-
schaft. Alle zu titigenden Ausgaben sind dabei klar zu benennen und zu begriinden. Eine lang-
fristige Projektplanung schafft zudem auch eine bessere Ubersicht fiir alle an der Gesellschaft
beteiligten Partner.

Abs. 3 stellt sicher, dass auch die Tochtergesellschaften langfristige Planungen und Téatigkeitsbe-
richte vorlegen miissen.

Zu$§9

§ 9 regelt die Ubergabezeit der Aufgaben vom Ministerium in die Gesellschaft. Eine Ubergangs-
zeit bietet die Chance einer ordentlichen und nachhaltig effektiven Ubernahme aller Aufgaben
und bereits laufenden Prozesse.

Zu Art. 2
Art. 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.

Wiesbaden, 22. Mirz 2022
Der Fraktionsvorsitzende:
René Rock
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Frankfurt, wie z. B. die 4-Gleisigkeit bis Friedberg, die Regionaltangente West sind dann
von Land mit getragene Projekte.

In einem entsprechenden Fachplan Schiene Hessen, der Bestandteil der
Landesentwicklungsplanung nach dem HLPG sein kdnnte, missten unseres Erachtens —
in Abschichtung zum Bundesverkehrswegeplan, der Planungen des Deutschlandtaktes u.
a. Planungen der Deutschen Bahn AG, eben die Entwicklung des hessischen Bahnnetzes
fir den Schienenpersonennahverkehr und -fernverkehr, aber auch Kapazitaten von
Personen- und Giterbahnhofen, zusatzliche Bahnhalte, Railports,
Containerumschlaganlagen, Werkstatten u. a. Betriebsstandorte behandelt werden.
Ebenso kdnnten die landespolitischen Zielsetzungen in Bezug auf Dekarbonisierung bzw.
Elektrifizierung und Digitalisierung des Bahnverkehrs und damit des OPNVs entsprechend
beschrieben werden.

Mit freundlichen GriRRen
Im Auftrag
Carina Damm

Carina Damm
Kommissarische Leitung Dezernatsbiiro Erster Kreisbeigeordneter
Fachdienstleitung Kaufmannisches Gebaudemanagement

Landkreis Marburg-Biedenkopf

Fachbereich Schule und Geb&dudemanagement
Im Lichtenholz 60, D-35043 Marburg

Telefon: +49 6421 405-1335

Fax:  +49 6421 405-921335
E-Mail: DammC@marburg-biedenkopf.de
Web: www.marburg-biedenkopf.de

www.facebook.com/landkreis.marburg.biedenkopf

Informationen Uber die Verarbeitung personenbezogener Daten beim Kreis Marburg-Biedenkopf, Ihre Rechte und
Ansprechpartner gemaR den Regelungen der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) finden Sie unter

https://www.marburg-biedenkopf.de/datenschutz.php.

Diese E-Mail enthalt vertrauliche und/oder rechtlich geschitzte Informationen. Wenn Sie nicht der richtige Adressat
sind, informieren Sie bitte sofort den Absender und vernichten Sie diese E-Mail. Das unerlaubte Kopieren sowie die
unbefugte Weitergabe dieser E-Mail sind nicht gestattet.

+++ Wohnraum gesucht fiir Gefliichtete aus der Ukraine +++: Uber die Wohnungsborse des Landkreises
koénnen Interessierte Wohnraum melden: wohnraum-ukraine@marburg-biedenkopf.de oder telefonisch tber 06421
405-7272 (Montag bis Freitag 8 bis 16 Uhr).

+++Coronavirus+++: In den Liegenschaften der Kreisverwaltung besteht die Pflicht zum Tragen einer
medizinischen Maske (OP-Maske oder Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2). Personlicher Kontakt zur
Kreisverwaltung nur nach Terminvereinbarung. Aktuelle Informationen unter www.marburg-biedenkopf.de/corona

> Zur Online-Terminvereinbarung_fir Leistungen der Kfz-Zulassungs- und Fahrerlaubnisbehérde
Versendet am 27.06.2022 um 16:23:03 Uhr - Anzahl der Anlagen: - Gesamt: 732,62 KB

Von: M.Eisert@Iltg.hessen.de [mailto:M.Eisert@Itg.hessen.de]
Gesendet: Donnerstag, 12. Mai 2022 15:12

An: M.Eisert@I|tg.hessen.de
Cc: H.Schnier@ltg.hessen.de

Betreff: Anh6rung des Ausschusses fur Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen im Hessischen
Landtag zum Thema Schieneninfrastrukturgesellschaftsgesetz

Sehr geehrte Damen und Herren,

in der Anlage erhalten Sie die Einladung zu der o. g. Anhérung des Ausschusses fir
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Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen.

Néheres entnehmen Sie bitte den beigefiigten Dokumenten. Bitte senden Sie Ihre
Antworten und Stellungnahmen an beide unten angegebenen E-Mail-Adressen.

Mit freundlichen GriRRen
Heike Schnier

Bereich Ausschussgeschéftsfiihrung
Plenardokumentation

Schlossplatz 1-3

65183 Wiesbaden

Tel.: +49 611 350-347
Tel.: +49 611 350-344
Fax: +49 611 327 601-347
Fax: +49 611 327 601-344

E-Mail: h.schnier@Iltg.hessen.de
E-Mail: m.eisert@ltg.hessen.de
URL: www.hessischer-landtag.de

Sicherheitshinweis fir Kommunikationspartner:

Aktuell kommt es verstarkt zu schweren IT-Sicherheitsvorfallen, bei denen Schadsoftware unter Ausnutzung
von Makrofunktionen alter MS-Office Dateiformate installiert wird. Die Hessische Landesverwaltung weist
deshalb aus Sicherheitsgriinden alle E-Mails, die Office-Dokumente im alten Format enthalten, ab. Dies
betrifft insbesondere die Dateiformate *.doc, *.xls, *.ppt. PDF-Dokumente und Dokumente im aktuellen XML-
Format (*.docx, *.xIsx, *.pptx, etc.) werden weiterhin zugestellt.
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